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(2) Sind Erziehungsmaßnahmen erforderlich, können folgende festgelegt werden :
— Die Verpflichtung des Bürgers, sich beim Geschädigten oder vor dem Kollektiv zu 

entschuldigen, wird bestätigt, oder ihm wird eine solche Pflicht auferlegt.
— Die Verpflichtung des Bürgers zur Wiedergutmachung des angerichteten Schadens 

durch eigene Arbeit oder, falls dies nicht möglich ist, durch Schadenersatz in Geld nach 
den gesetzlichen Bestimmungen wird bestätigt, oder ihm wird eine solche Pflicht auf­
erlegt.

— Andere Verpflichtungen des Bürgers, welche die Erfüllung seiner gesetzlichen Pflichten 
zur Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit und zur Wahrung der Normen des 
sozialistischen Zusammenlebens sichern helfen, werden bestätigt, oder ihm werden 
solche Auflagen erteilt.

— Dem Bürger wird eine Rüge ausgesprochen.
— Die Verpflichtung des Bürgers, eine Geldbuße von 5 M bis 50 M zu zahlen, wird be­

stätigt, oder ihm wird eine solche Pflicht auferlegt.
(3) Im übrigen finden die Bestimmungen in § 34 Absätze 3 und 4 entsprechende An­

wendung.
(4) Bei der Entscheidung über Ordnungswidrigkeiten sind die Erziehungsmaßnahmen 

entsprechend den Bestimmungen in § 35 anzuwenden.

§50
Bleibt der beschuldigte Bürger unbegründet auch der zweiten Beratung fern, hat die 

Konfliktkommission die Sache innerhalb einer Woche an das übergebende Organ zur 
weiteren Bearbeitung zurückzugeben.

Beratung wegen Verletzung der Schulpflicht 

§51
Die Konfliktkommission berät und entscheidet über das Verhalten von Bürgern, die 

als Eltern oder andere Erziehungsberechtigte nicht dafür sorgen, daß schulpflichtige 
Kinder oder Jugendliche37 den Unterricht in der Oberschule, in weiterführenden Bildungs­
einrichtungen, in der Sonderschule und in der Berufsschule regelmäßig besuchen, oder sie 
vom Besuch obligatorischer Schulveranstaltungen oder von der Befolgung der Schulord­
nung abhalten.

§52
(1) Der Antrag auf Beratung kann vom Direktor der Schule in Übereinstimmung mit 

der Eltern Vertretung gestellt werden, wenn eigene erzieherische Einwirkungen auf den 
Erziehungsberechtigten bisher erfolglos geblieben sind.

(2) Unzureichend begründete Anträge können an den Direktor der Schule zurückge­
geben werden.

§53
(1) Mit der Beratung sollen die Erziehungsberechtigten angehalten werden, dafür zu 

sorgen, daß die Kinder oder Jugendlichen ihrer Schulpflicht in vollem Umfange nachkom-

37. Zur Schulpflicht vgl. Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungssystem vom 25. 2. 1965 (GBl. I 
S. 83) i.d. F. des Abschn. II Ziff. 1 des Beschlusses vom 30. 6. 1966 (GBl. II S. 571), § 8; Erste DB hierzu 
— Schulpflichtbestimmungen — vom 14. 7. 1965 (GBl. II S. 625) i. d. F. des § 43 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — vom 12. 1. 1968 (GBl. I S. 101).
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